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COVID-19

Nachrichten über die Verbreitung des 
Krankheitserregers SARS-CoV-2 (auch 
als „neues Coronavirus“ bekannt) und 
den Verlauf der dadurch übertragenen 
Viruserkrankung COVID-19 dominieren 
seit Januar 2020 nicht nur in Deutsch-
land die aktuelle Berichterstattung. 
Immer wieder ist zu hören, dass In-
fizierte höchst unterschiedliche Sym-
ptome zeigen, dass allerdings bei der 
überwiegenden Mehrheit der Infizier 
ten (die Rede ist von mindestens 80 %) 
selten schwerwiegende Krankheitsver-
läufe zu erwarten sind (Robert Koch 
Institut 2020). Zugleich wird immer 
wieder auf besonders gefährdete Risiko-
gruppen verwiesen, deren Ansteckung 
durch die verschiedenen Maßnahmen 
des sogenannten „social distancing“, 
also des Abstand-Haltens voneinander, 
verhindert oder zumindest verzögert 
werden soll. Das übergeordnete Ziel 
ist, eine adäquate gesundheitliche Ver-
sorgung aufrechtzuerhalten und die 
Gefahr einer plötzlichen Überlastung 
des Gesundheitssystems abwehren zu 
können. 

Zwar sind nicht alle Menschen unmit-
telbar gesundheitlich von der Corona- 
Pandemie betroffen. Jedoch zeitigen die 
weitreichenden und einschneidenden 
Einschränkungen des öffentlichen Le-
bens zumindest eine mittelbare Betrof-
fenheit, die alle Personen und Gruppen 
erreicht. Dies gilt über alle Länder-
grenzen, die Grenzen zwischen gesell-
schaftlichen Schichten und zwischen 
sozialen Milieus hinweg. Sowohl in 
gesundheitlicher als auch in psychoso-
zialer und sozioökonomischer Hinsicht 
bestehen jedoch erhebliche Unterschie-
de, wie diese Betroffenheit sich äußert 
und welche Ausmaße und konkreten 
Folgen sie für das Leben der Einzelnen 
bedeuten. Wir wollen im Folgenden auf 
die Betroffenheit für Menschen mit 
geistiger und schwerer Behinderung in 
Deutschland eingehen und dabei die 
besondere Vulnerabilität des Personen-
kreises herausstellen.

Die Vulnerabilität von Menschen mit 
geistiger und schwerer Behinderung

Der Begriff der Vulnerabilität, wie er zur 
Beschreibung der besonderen Gefähr-
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dung einzelner Personengruppen inner-
halb medizinischer und (gesundheits-)
politischer Diskurse aktuell verwendet 
wird, ist überwiegend medizinisch-
individualistisch geprägt (vgl. BURG-
HARDT et al. 2017, 97–101). Er be- 
schreibt physiologische und psycho-
logische Eigenschaften, die Betroffene 
dazu prädisponieren, im Falle einer In-
fektion einen schweren oder tödlichen 
Krankheitsverlauf zu erleiden. In die-
sem Sinne vulnerabel sind laut Robert 
Koch-Institut: 

„ältere Personen (mit stetig steigen-
dem Risiko für schweren Verlauf ab 
etwa 50–60 Jahren); Raucher; Men-
schen mit bestimmten Vorerkran-
kungen: des Herzens (z.B. koronare 
Herzerkrankung), der Lunge (z.B. 
Asthma, chronische Bronchitis), 
Patienten mit chronischen Leber- 
erkrankungen); Patienten mit Dia-
betes mellitus (Zuckerkrankheit); 
Patienten mit einer Krebserkran-
kung. Patienten mit geschwächtem 
Immunsystem (z.B. aufgrund einer 
Erkrankung, die mit einer Immun-
schwäche einhergeht oder durch Ein- 
nahme von Medikamenten, die die 
Immunabwehr schwächen, wie z. B. 
Cortison)“ (Robert Koch Institut 2020).

Bereits ein erster Blick auf die Situa-
tion der Personengruppe der Menschen 
mit geistiger und schwerer Behinderung 
zeigt zum einen, dass von einer großen 
Schnittmenge zwischen diesen und der 
Risikogruppe im Sinne des Robert- Koch- 
Instituts auszugehen ist. So wird pro-
portional zur Gesamtbevölkerung auch 
die Gruppe der Menschen mit geistiger 
Behinderung immer älter – aktuellen 
Zahlen aus Westfalen-Lippe zufolge ist 
etwa ein Drittel der Menschen, die Ein 
gliederungshilfe beziehen, über 50 Jah-
re alt (THIMM et al. 2018, 26). Darü-
ber hinaus sind Menschen mit geisti-
ger Behinderung weitaus häufiger von 
akuten und chronischen Krankheiten 
betroffen, die das Immunsystem beein-
trächtigen, und in deren Folge sie be-
sonderer medikamentöser und ander-
weitig therapeutischer Behandlungen 
bedürfen. Daten, die aus Erfahrungen 
mit der H1N1-Pandemie im US-ame-
rikanischen Raum im Jahre 2009 ge-
wonnen wurden, berichten davon, dass 
innerhalb der pädiatrischen Patient*in-
nen bei „Kindern und Jugendlichen mit 
besonderen Gesundheitsbedürfnissen“ 
(Children and Youth with Special Health 
Care Needs, CYSHCN), zu denen auch 
Kinder und Jugendliche mit geistiger 
und schwerer Behinderung zählen, ein 
signifikant höheres Risiko besteht, im 
Falle einer Infektion spezieller inten-

sivmedizinischer Behandlung zu bedür-
fen und gegebenenfalls der Krankheit 
zu erliegen (PEACOCK et al. 2012, 
91). Die erhöhte Vulnerabilität dieser 
Gruppe betrifft vorrangig Kinder mit 
besonderen und chronischen Bedingun 
gen der neurologischen Entwicklung 
und/oder der Lungen. 

Zum anderen zeigt sich angesichts 
der Personengruppe, dass ein Vulnera-
bilitätsbegriff, der lediglich individuelle 
körperliche und psychische Dispositio-
nen fokussiert, sich als unzureichend 
erweist, um die Gefahr und Verletzbar-
keit der betroffenen Menschen ange-
sichts dieser Gesundheitskrise adäquat 
zu beschreiben. Eine umfassende Ana-
lyse kommt nicht umhin, psychosoziale 
und sozioökonomische Faktoren in 
ihrer Wechselwirkung mit psychophysi-
schen Faktoren miteinzubeziehen (vgl. 
BURGHARDT et al. 2017, 103–110). 
Dies zeigt sich bereits hinsichtlich der 
Vielgestaltigkeit und Komplexität der 
Ursachen für die besondere Anfälligkeit 
für bestimmte Erkrankungen bzw. für die 
Wahrscheinlichkeit im Falle einer An-
steckung, schwere Krankheitsverläufe 
zu erleiden. Beispielsweise ist be-
kannt, dass Menschen mit Trisomie 21 
überdurchschnittlich häufig von einer  
Schilddrüsen-Dysfunktion betroffen sind 
(DINGGREINER, KRUSE 2010, 23) 
und mit Herzfehlern geboren werden 
(HAVEMAN, STÖPPLER 2010, 84) 
oder dass sie unter bestimmten neuro-
logischen Störungen mit neuromusku 
lären Beeinträchtigungen leben, die 
Schluck- und Atemprobleme verursa 
chen können (PROESMANS et al. 2015). 
Jedoch führen ebenso Barrieren in der 
gesundheitlichen Versorgung zur man-
gelhaften Diagnostik gesundheitlicher 
Besonderheiten sowie zu unzureichen-
den präventiven und therapeutischen 
Maßnahmen im Falle (auch drohender) 
akuter oder chronischer Erkrankungen 
(BÖSSING et al. 2019).  

Kommunikation, Verständigung 
und Orientierung

Für den günstigen Verlauf einer Krank-
heit und den Erfolg therapeutischer 
Maßnahmen sind Prozesse des Verste-
hens und Verständigens von zentraler 
Bedeutung. Die häufig eingeschränkte 
Verbalsprache bringt für Menschen mit 
geistiger und schwerer Behinderung hier 
besondere Herausforderungen und mit-
hin besondere Verwundbarkeiten mit 
sich. Für die individuelle Behandlung 
von Krankheiten gilt im Allgemeinen, 
was im Besonderen für eindämmende 
Strategien gegen Pandemien auf Ebene 
der Bevölkerung gilt: Nicht nur die 
fachkundige Anwendung der richtigen 
Behandlungsmethode durch medizini-

sches Fachpersonal ist entscheidend, 
sondern benso das entsprechende ge 
sundheitsförderliche Coping-Verhalten 
einzelner Patient*innen. Dies wieder-
um erfordert Zugang zu umfassenden 
und leicht verständlichen Informa-
tionen, die besonders gefährdete und 
potenziell gefährdende Personen darü-
ber aufklären, wie sie sich zum eigenen 
Schutz und zum Schutz anderer zu ver-
halten haben. Vor allem in Pandemie-
Situationen ist der Kommunikation 
über Gesundheitsrisiken eine beson-
dere Bedeutung beizumessen, wenn 
es beispielsweise darum geht, über ak-
tuelle Entwicklungen und Strategien 
zu informieren oder zu selbstschüt-
zenden Verhaltensweisen anzuregen 
(VAUGHAN, TINKER 2009, 324).

Auffällig an der aktuellen Berichter-
stattung ist neben der hohen Informa-
tionsdichte und der Geschwindigkeit 
der Statusaktualisierungen der beson-
dere Stellenwert, der den Einschät-
zungen, Prognosen und Stellungnah-
men ausgewiesener Expert*innen und 
Wissenschaftler*innen, insbesondere 
der Medizin, Virologie und Ökono-
mie beigemessen wird. Angesichts der 
Komplexität und der hohen Dynamik 
der Veränderungen reicht es momentan 
nicht aus, die Bürger*innen mit bloßen 
Fakten und Informationen über das ta-
gesaktuelle Geschehen zu versorgen. 
Indem die öffentlichen Medien nun 
häufiger und ausführlicher hochspe-
zialisierte Beobachter*innen zu Wort 
kommen lassen, reagieren sie auf das 
individuelle Bedürfnis, dem komple-
xen Geschehen subjektiven Sinn verlei-
hen zu können, die Bedeutung der In-
formationen in Bezug auf verschiedene 
Bereiche der eigene Alltagswelt besser 
einschätzen und einordnen zu können, 
um trotz aller Unübersichtlichkeit wei-
terhin orientiert zu bleiben. Vor diesem 
Hintergrund helfen kommentierte und 
detailreiche Aufklärungs- und Informa-
tionskampagnen dabei, Lageberichte 
und gesundheitspolitische Entschei-
dungen besser nachvollziehen und die 
damit einhergehenden Unannehmlich-
keiten leichter ertragen zu können. 
Kurz gesagt: Wir haben nicht nur ein 
individuelles Bedürfnis über aktuelles 
Geschehen informiert zu sein, son-
dern ebenso dargebotene Informatio-
nen in einem übergeordneten Kontext 
zu verstehen und im letzten Schritt die 
Konsequenzen, die sich daraus ablei-
ten lassen, akzeptieren zu können. In 
der individuellen Verarbeitung solcher 
Informationen gibt es jedoch große 
Unterschiede, die unter anderem von 
psychologischen, sozialen, kulturellen, 
sozioökonomischen und gesundheitli-
chen Faktoren abhängen (VAUGHAN, 
TINKER 2009, 324). Es ist also von 
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immenser Bedeutung, dass solche Auf-
klärungskampagnen nicht exklusiv ge-
staltet, sondern an die individuellen 
Bedarfe der jeweiligen Adressat*innen 
angepasst werden. 

Krise, Komplexität und geistige 
Behinderung

Den einzelnen Bürger*innen werden in 
Zeiten der Krise und Verunsicherung 
hohe behaviorale, kognitive, psychische 
und affektive Anpassungsleistungen 
abverlangt. Eingeschliffene Gewohn-
heiten, Handlungsmuster und Abläufe 
müssen unter fremdbestimmenden Zwän-
gen rapide eingestellt oder verändert 
werden. Bedürfnisse müssen unterge- 
ordnet und Prioritäten neu sortiert wer-
den. Vorstellungen von Normalität, eta- 
blierte Erklärungsmuster und Wertur- 
teile werden durch eine sich rasant ver-
ändernde Realität immer aufs Neue 
auf die Probe gestellt. Lang gewähnte 
Sicherheiten und gefasste Pläne in Be-
zug auf die nahe und fernere Zukunft 
geraten ins Wanken. Das eigene Selbst-
verhältnis in der Spannung zwischen 
Selbst- und Fremdbestimmung erfährt 
eine radikale Verschiebung. Mit einer 
Situation konfrontiert zu sein, die einer-
seits nur schwer zu ertragen ist und der 
man andererseits ohnmächtig gegen-
übersteht, strapaziert die eigenen Fä-
higkeiten, mit Stimmungen, Aufmerk- 
samkeitsstrukturen und Energien haus-
zuhalten. Die Ruhe zu bewahren, ist in 
unruhigen und beunruhigenden Zeiten 
am meisten gefordert, in Zeiten also, in 
denen diese Tugend zugleich die größte 
Herausforderung darstellt. 

Versetzt man sich nun in die Lage 
von Menschen mit geistiger und schwe-
rer Behinderung, lässt sich leicht ver-
gegenwärtigen, wie viel härter diese 
Gesundheitskrise diesen Personenkreis 
trifft. Die beschriebene Komplexität 
sowie die damit einhergehenden beha-
vioralen, kognitiven, psychischen und 
affektiven Zumutungen markieren bei 
den meisten Menschen ohne geistige 
Behinderung den Unterschied zwi-
schen Alltag und Krise. Menschen mit 
geistiger und schwerer Behinderung 
befinden sich hingegen permanent in 
einem erhöhten Spannungsverhältnis 
von Autonomie und Fremdbestimmung 
(HARMEL 2011, o. S.), sodass die ein-
gangs gezeichnete Situation bereits ihren 
Alltag unter „normalen Verhältnissen“ 
beschreibt. Aufgrund sprachlicher und 
kommunikativer Barrieren haben Men-
schen mit geistiger und schwerer Behin-
derung oftmals Schwierigkeiten, sich 
angesichts der Komplexität und der 
hohen kognitiven Anforderungen der 
normierten Alltagswelt zu orientieren. 
Veränderungen haltgebender Struktu-

ren, die sich in Gewohnheiten, etablier-
ten Abläufen und festen Ritualen wi-
derspiegeln, können gerade deswegen 
starke Verunsicherung, Irritation und 
Angst herbeiführen. Aufgrund ihrer in-
stitutionellen Unterbringung befinden 
sie sich meist in asymmetrischen Bezie-
hungen und Angewiesenheiten (DEDE-
RICH 2007, 147-151), in denen ihnen 
eine ständige Regulation und Unterord-
nung ihrer eigenen Bedürfnisse zuguns-
ten fremdbestimmter Pläne zugemutet 
wird. Hinzu kommen gesellschaftliche 
Erschwernisse, etwa dass Menschen 
mit geistiger und schwerer Behinde-
rung immer noch eine Randstellung 
im öffentlichen und kulturellen Leben 
einnehmen und von barrierefreien Zu-
gängen zu Informationsinfrastrukturen 
in weiten Teilen abgeschnitten sind. Be-
reits vor der Corona-Krise befand sich 
ein Großteil der Personengruppe in Si-
tuationen starker Isolation, Vernachläs-
sigung und Vereinzelung. Nicht immer 
werden Möglichkeiten zur Verfügung 
gestellt, um Bedürfnisse, Sorgen und 
Nöte mitzuteilen, wenn dies nicht über 
konventionelle Verständigungskanäle 
und Symbolsysteme möglich ist. Im 
Falle häuslicher Gewalt, Vernachlässi-
gung und Nötigung, ist für sie oftmals 
kein staatlicher Wächter durch eigene 
Initiative erreichbar. Auf vielfältige 
Weise sind sie auf die Hilfsbereitschaft 
und Offenheit von Unterstützer*innen 
angewiesen, deren Zeitressourcen der-
weil noch stärker rationiert werden 
müssen, als es der ökonomische Im-
perativ und die Bürokratisierung der 
Pflege schon vor der Krise verlangte. 
Die Maßnahmen zur Eindämmung der 
Corona-Pandemie verursachen massive 
Zuspitzungen, Einschnitte und Um-
wälzungen ausnahmslos auf all diesen 
Ebenen. 

Herausforderungen für das 
Versorgungs- und Hilfesystem

Aus den bisherigen Ausführungen wird 
unmittelbar ersichtlich, wieviel die oh-
nehin hohen Herausforderungen an 
das pädagogische, medizinische und 
pflegerische Fachpersonal wachsen, das 
die Verantwortung für diese Menschen 
in dieser prüfenden Zeit übernehmen 
will und muss. Diese Herausforderun-
gen zeigen sich aktuell vor allem im 
Umgang mit ambivalenten und dilem-
matischen Situationen, die durch kon-
fligierende Anforderungen entstehen: 
Im Sinne des Infektionsschutzes gilt 
das Gebot, Körperkontakt so vollstän-
dig wie möglich zu reduzieren. Jedoch 
bedürfen viele Menschen mit geistiger 
und schwerer Behinderung intensiver 
Unterstützungs- und Pflegemaßnahmen, 
deren Durchführung ein hohes Maß 
an unerlässlichem Körperkontakt er-

fordert. Ebenso ist die Gefahr von Ein- 
samkeit und Isolierung gegen das Ge-
bot sozialer Distanzierung abzuwä-
gen. Für Verantwortliche gilt es nun 
im Einzelnen zu bedenken, ob sie den 
ihnen anvertrauten Menschen eher die 
Gefahr zumuten können, erhebliche 
psychische und körperliche Schäden 
durch Vernachlässigung zu erleiden oder 
durch helfende Maßnahmen das Risiko 
einer Ansteckung zu erhöhen. 

Diese Ambivalenz ist Ausdruck der 
Komplexität der Lebenswirklichkeit 
dieser Menschen sowie der Anforde-
rungen ihres Unterstützungsbedarfs. 
Barbara FORNEFELD (2008) sieht in 
der hohen Anforderung, die Menschen 
mit Komplexer Behinderung an das Sys- 
tem stellen, eine Gefahr, die sich im 
Zuge der Corona-Krise weiter zuspit-
zen dürfte. 

„Menschen mit Komplexer Behinde-
rung strapazieren das Versorgungs-
system materiell, weil ihr Unterstüt-
zungsbedarf als kostenintensiv gilt. 
Sie strapazieren bzw. überfordern das 
Versorgungssystem aber auch kon-
zeptionell, weil gängige pädagogisch-
therapeutische Konzepte und Me-
thoden bei ihnen nur unzureichend 
greifen“ (FORNEFELD 2008, 118). 

Die Folge sei, dass Versorgungs- und 
Hilfesysteme Komplexitätsreduktion 
betreiben, um die an sie gerichteten 
sozialpolitischen und wirtschaftlichen 
Anforderungen zu erfüllen, indem sie 
Menschen mit Komplexer Behinderung 
entweder kategorisch ausschließen oder 
auf ihre Körperlichkeit reduzieren und 
ihnen lediglich eine Grundversorgung 
ihrer medizinisch-pflegerischen Bedarfe 
zukommen lassen. Wurde dieser Me-
chanismus der Exklusion bisher durch 
die wirtschaftlichen Interessen eines 
sich auf dem Rückzug befindenden 
Wohlfahrtsstaates befeuert, der durch 
die Individualisierung von Verantwor-
tung nach Einsparungsmöglichkeiten 
suchte, befindet sich derselbe Motor 
momentan im Krisenmodus. In seinen 
historischen Analysen, in denen And-
reas KUHLMANN unter anderem die 
humanitären Katastrophen des 20. Jahr-
hunderts und deren Auswirkungen auf 
den Umgang mit Menschen mit Behin-
derung analysiert, zeigt er einen eska-
lativen Mechanismus auf, der auf der 
gegenseitigen Verstärkung von Krisen- 
bewusstsein einerseits und andererseits 
allzu zukunftsberauschtem Aktivismus 
basiert, von dem man sich einen schnel- 
len Ausgang aus der Krise erhoffte. 
Je sensibler die Wahrnehmung für die 
Krisenhaftigkeit der Situation sei, desto 
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niedriger liege die Hemmschwelle für 
drastische Maßnahmen. Je höher an-
dererseits die Bereitschaft sei, zu dras-
tischeren Maßnahmen zu greifen, desto 
stärker falle auch das Krisenbewusst-
sein aus (vgl. KUHLMANN 2001, 40). 
Anders ausgedrückt: Je höher die Mög-
lichkeit eingeschätzt wird, die Situa- 
tion verändern zu können, desto weniger 
hinnehmbar erscheint diese. Je unerträg-
licher wiederum die Situation erscheint, 
desto gerechtfertigter erscheinen nun 
die Maßnahmen, die einen vermeint-
lichen Ausweg versprechen. Dass die 
Hemmschwelle gegenüber verhältnis-
mäßig gering wirkenden Verletzungen 
gegen Wohl und Würde einer Person 
sinken könnte, ist eine Gefahr, die in 
Extrem- und Krisensituationen drin-
gend im Auge zu behalten ist. „Der an-
waltschaftliche Einsatz für diejenigen, 
die nicht für sich selbst sprechen kön-
nen“ (DEDERICH, SCHNELL 2009, 
81) und die „Sicherung humaner Quali-
tät auch unter den Bedingungen knap-
per ökonomischer Ressourcen“ (ebd.) 
lassen sich aus dem Katalog der ethi-
schen und politischen Programmatik 
für die Heil- und Sonderpädagogik von 
Martin SCHNELL und Markus DE-
DERICH vielleicht als die Gebote der 
Stunde herausgreifen.

Naturkatastrophen, gesellschaftliche 
Desaster und Vulnerabilität

Es zeigt sich, dass physiologische Dis-
positionen in der Verwundbarkeit ge-
genüber den Wirkungen und Folgen 
der Pandemie zwar eine nicht unerheb-
liche, jedoch bei weitem nicht die ein-
zige Rolle spielen, und dass ferner die 
Ausblendung anderer Faktoren einen 
unzulässigen Reduktionismus darstellt. 
Dass auf der Makroebene einerseits 
Krankheit und Armut, andererseits Be- 
hinderung und Armut signifikant mit-
einander korrelieren und Gesund-
heitsrisiken nicht lediglich im psycho-
physischen Substrat wurzeln, sondern 
in gesellschaftliche und ökonomische 
Wirkzusammenhänge eingebettet sind, 
ist längst keine Neuigkeit (vgl. WALD-
SCHMIDT 2014, 179). Internationale 
Forscher*innen der Disability Studies 
widersprechen seit geraumer Zeit der 
medizinisch-individualistischen Ver-
einseitigung und Verengung der Prob-
leme und Ursachen, die um das gesell-
schaftliche und kulturelle Phänomen 
Behinderung ranken. Ebenso lassen 
sich Naturkatastrophen nur in ihrer 
Wechselwirkung mit den gesellschaft-
lich gemachten Bedingungen, die vor 
und nach der Katastrophe vorzufinden 
sind, adäquat erfassen. So stellen Mark 
PRIESTLEY und Laura HEMING-
WAY heraus, dass die analytische Isola-
tion vermeintlich medizinischer Behin-

derungsursachen von den sozialen und 
kulturellen Zusammenhängen sowie 
den konkreten Folgen einer Schädigung 
ebenso künstlich ist wie analog die Un-
terscheidung zwischen Naturkatastro-
phen und ihren gesellschaftlichen Fol-
gen. Anhand zweier Fallstudien zeigen 
sie, „that natural hazards are realised 
disproportionately as human disasters 
for disabled people, and particularly for 
disabled people in low-income commu-
nities“ (PRIESTLEY, HEMINGWAY 
2007, 3). Die unterschiedliche Wucht, 
mit der die aktuelle Pandemie im glo-
balen und lokalen Armutsgefälle im 
Leben einzelner Menschen und Grup-
pen einschlägt, stellt abermals unter 
Beweis, dass die Folgeschäden einer 
Naturkatastrophe unauflösbar mit den 
bereits vorher stattfindenden sozialen 
Desastern verwickelt sind. In der gesell-
schaftlichen Lebenswirklichkeit vieler 
Menschen mit Behinderung spitzt sich 
diese Verflechtung von Katastrophen 
und gesellschaftlichen Folgen, wie dem 
Zitat von PRIESLEY und HEMING-
WAY zu entnehmen ist, auf besondere 
Weise zu. 

Für Menschen mit geistiger und schwe-
rer Behinderung beginnt die komplexe 
Krise nicht erst mit der Ausbreitung 
des Corona-Virus. Jedoch droht sich 
deren Ausgangslage, die in den letzten 
Jahrzehnten ohnehin bedingt durch 
stetig voranschreitende Prozesse der 
Ökonomisierung des Sozialen und der 
Entsolidarisierung der Gesellschaft von 
stetig wachsenden Exklusionsgefahren 
geprägt war (vgl. DEDERICH 2008, 
31–36), sich im Zuge dieser verstärkten 
Gesundheitskrise weiter zu verschärfen. 

Soziale Katastrophen folgen Natur-
katastrophen meist auf dem Fuße, 
wenn sie diesen nicht längst in Form 
gesellschaftlich verursachter Vulnera-
bilitäten Vorschub geleistet haben. Ein 
umfassender Vulnerabilitätsbegriff ist 
damit auch als „gesellschaftsdiagnosti-
sche bzw. gesellschaftskritische Figur“ 
(BURGHARDT et al. 2017, 104) zu 
begreifen, der es „um die Analyse und 
Kritik von gesellschaftlichen Prozes-
sen und Wirkkräften [geht], die – etwa 
durch Stigmatisierung, Vorenthaltung 
von Anerkennung, Benachteiligung, 
Marginalisierung oder Exklusion – ent-
weder zu einer Erhöhung einer disposi-
tionsbedingten Vulnerabilität bestimm-
ter Individuen führen oder selbst als 

Ursache von Vulnerabilität anzusehen 
sind“ (ebd.).

Handlungsempfehlungen für Politik, 
Forschung und Praxis

Die Maßnahmen, Forderungen und Re-
gelungen, die im Rahmen des nationa-
len und internationalen Krisenmanage-
ments getroffen werden, appellieren an 
zwei Grundpfeiler gesellschaftlichen 
Zusammenhalts. Der erste besteht in 
der solidarischen Verantwortungsüber-
nahme gegenüber den besonders ver-
wundbaren und gefährdeten Gruppen 
unserer Gesellschaft. Der andere be-
steht in der kollektiven Einsicht, dass 
gegenseitige Aufmerksamkeit, Hilfs-
bereitschaft und Rücksichtnahme die 
aktuell wesentlichen Tugenden darstel-
len, durch die diese Krise in erster Li-
nie überwunden werden kann. Nichts 
jedoch macht Menschen in einer Zeit, 
in der sie mehr denn je auf den Schutz 
und die Fürsorge anderer Menschen 
angewiesen sind, verwundbarer, als 
übersehen zu werden. Vor allem Men-
schen mit Komplexer Behinderung 
schweben seit jeher in der Gefahr, „im 
Dunkeln zu stehen“ (FORNEFELD 
2008, 50). Sie sind in besonderem Maß 
davon bedroht, sowohl durch die breite 
Öffentlichkeit, als auch durch die Hilfs- 
und Versorgungsnetze übersehen zu 
werden, die ursprünglich dazu dienen 
sollten, die an den Rand Gedrängten, 
Abgehängten und Ausgeschlossenen 
der Gesellschaft zu schützen und in die 
Mitte der Gesellschaft zurückzuholen 
(vgl. ebd.). Dementsprechend gilt es 
dringend, die Gesellschaft dafür zu sen-
sibilisieren, dass Menschen mit geistiger 

und schwerer Behinderung unabhän-
gig ihres Alters zur COVID-19-Hoch-
risikogruppe gehören. Die politischen 
Akteure müssen diesen Personenkreis 
und die Komplexität ihrer Situation 
gerade jetzt und auch zukünftig in be-
sonderem Maße in ihre Überlegungen 
zum Gesundheitsschutz einbinden. Vor 
allem im Maßnahmenkatalog zum Ge-
sundheitsschutz muss die besondere 
Ausgangsbedingung von Menschen mit 
geistiger und schwerer Behinderung be-
rücksichtigt werden. Hierzu zählen die 
Sicherstellung der Betreuung, Pflege 
und Unterstützung, die Menschen mit 
geistiger und schwerer Behinderung 
verlässlich benötigen. Informationen 
zum Gesundheitsschutz und zur Auf-

Soziale Katastrophen folgen Naturkatastrophen meist auf 
dem Fuße, wenn sie diesen nicht längst in Form gesellschaft-
lich verursachter Vulnerabilitäten Vorschub geleistet haben.
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klärung über aktuelle Entwicklungen 
sowie Hintergrundinformationen über 
die veränderten Rahmenbedingungen 
der Betreuung, Pflege und Unterstüt-
zung müssen dem Personenkreis ver-
stärkt barrierefrei zugänglich und ver-
ständlich gemacht werden. Mit der 
Einstufung von Einrichtungen der Be-
hindertenhilfe als systemrelevant muss 
ein bedarfsgerechter Personalschlüssel 
zur Abdeckung des zusätzlichen Mehr-
aufwands durch weitere Schutzvorkeh-
rungen in Pflege und Begleitung sicher-
gestellt werden. Dass Mitarbeiter*innen 
aus Werkstätten für Menschen mit Be-
hinderung und aus tagesstrukturieren-
den Einrichtungen als flexible Lösung 
aktuell in Wohneinrichtungen zur Ab- 
deckung des personalen Mehraufwands 
eingesetzt werden, ist sicherlich begrü-
ßenswert, erfordert gleichzeitig jedoch 
Schulungen der betroffenen Mitarbei-
ter*innen in einem bedürfnisentspre-
chenden und schützenden Umgang. 
Die Verantwortung zum Gesundheits-
schutz sowie die pädagogische Verant-
wortung liegen in der Hand der Träger 
der Behinderten- und Eingliederungs-
hilfe sowie der Wohlfahrtsverbände 
und dürfen nicht aufgrund fehlender 
einheitlicher Maßnahmenkataloge und 
entsprechender struktureller Bedingun-
gen auf die einzelnen pädagogischen/
pflegerischen Fachkräfte übertragen 
werden. Mit diesen Forderungen schlie-
ßen wir uns unter Hinweis auf die Be-
rücksichtigung der speziellen Bedarfe 
von Menschen mit geistiger und schwe-
rer Behinderung weitestgehend den 
Forderungen des Deutschen Berufsver-
bandes für Pflegeberufe an (Deutscher 
Berufsverband der Pflegeberufe 2020). 
Die Gemeinschaft der Forschenden, die 
dem Personenkreis ihr besonderes Inte-
resse widmet, obliegt nun die Verant-
wortung, aktuelle Fragestellungen rund 
um die gegenwärtige und zukünftige 
Betroffenheit und Verletzbarkeit von 
Menschen mit geistiger und schwerer 
Behinderung angesichts der derzeitigen 
Krisensituation zu bearbeiten. Akute 
Probleme und prognostizierbare Fol-
geprobleme müssen eruiert und syste-
matisiert werden, die sich in der päd-
agogischen und pflegerischen Praxis 
sowie in gesellschaftlichen Zusammen-
hängen angesichts dieser Notsitua-
tion auftun. Lösungen und Konzepte 
müssen erarbeitet werden, die zur 
Würdigung, Begleitung und Verbesse-
rung der Praxis dienen, die bereits jetzt 
von vielen engagierten professionellen 
und ehrenamtlichen Unterstützer*in-
nen getragen wird. Insgesamt ergeht 
besonders in Krisenzeiten an die For-
schung der Heil- und Sonderpädago-
gik der ethische Auftrag, nicht nur die 
leibliche, sondern ebenso die soziale 
Vulnerabilität vernachlässigter und über- 

sehener Personengruppen und die sich 
daraus ergebende Verantwortung im 
Auge zu behalten (vgl. DEDERICH 
2003, 72 75). Das Ziel dieses Auftrags 
ist die Aufklärung von Politik und Öf-
fentlichkeit, um auf dieser Basis weiter-
hin für die Anerkennung ihrer Bedarfe, 
die Verfügbarmachung benötigter Res-
sourcen und die Her- und Sicherstellung 
notwendiger Schutzräumen zu werben.
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